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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Organisation der Bundesrechtspflege

Nach dem Rücktritt von Hanspeter Uster hatte die Bundesversammlung ein neues
Mitglied für die Aufsichtsbehörde über die Bundesanwaltschaft (AB-BA) zu wählen. Die
AB-BA setzt sich aus sieben Mitgliedern zusammen: Zwei Mitglieder müssen dem
Bundesgericht bzw. dem Bundesstrafgericht angehören, zwei müssen in einem
kantonalen Anwaltsregister eingetragen sein und drei dürfen als Fachperson weder
einem Gericht angehören noch Anwalt oder Anwältin sein. Nun wurde eine sogenannte
Fachperson gesucht. 
In einer ersten Ausschreibung gingen 13 Bewerbungen ein (6 Frauen, 7 Männer), von
denen laut GK-Bericht allerdings nur zwei dem Anforderungsprofil entsprachen,
weshalb eine zweite Ausschreibung vorgenommen wurde, bei der sich elf Frauen und
zehn Männer bewarben. Aus fünf Bewerbungen (3 Männer, 2 Frauen) entschied sich
eine 9-köpfige Mehrheit der GK für Markus Schefer. Weil allerdings die 7-köpfige
Minderheit der GK Lionel Seeberger bevorzugte, kam es für die relativ kurze Restzeit
der Amtsperiode 2019 bis 2022 zu einer Kampfwahl. Die SVP- und die Mitte-Fraktion
unterstützten Seeberger, während sich die restlichen Fraktionen für Schefer
aussprachen. Aus dem Kommissionsbericht ging nicht hervor, worauf die
Meinungsverschiedenheiten beruhten. Beide Kandidaten erfüllten laut Bericht die
Anforderungen und parteipolitische Kriterien spielen bei der Besetzung der AB-BA
offiziell keine Rolle. 
In der Debatte in der Vereinigten Bundesversammlung im Sommer 2022 lobte
Kommissionspräsident Mathias Aebischer (sp, BE) Schefer als «echte Bereicherung»
und hob dessen ausgeprägten «Einsatz für die Rechtsstaatlichkeit» im Rahmen seines
Präsidiums von Transparency International Schweiz hervor. Für die Minderheit ergriff
Lorenz Hess (mitte, BE) das Wort. Grund für die ausserordentliche Situation mit zwei
Kandidierenden sei, dass lediglich Lionel Seeberger das ausgeschriebene Profil erfülle,
erklärte er. Er habe vertiefte Kenntnisse über Straf- und Strafprozessrecht und verfüge
über Französischkenntnisse. Beide Punkte würden im «an sich sehr beeindruckenden
CV» von Markus Schefer fehlen. Wolle man glaubwürdig bleiben, müsse man
Kandidierende wählen, welche die Kriterien der Ausschreibung erfüllten, so Hess. 
In der Folge musste sich die Vereinigte Bundesversammlung entscheiden, ob sie dem
Antrag der Mehrheit oder der Minderheit folgen wollte. Mit 121 zu 106 Stimmen
entschied sich die Bundesversammlung letztlich relativ knapp für die Minderheit und
somit für Lionel Seeberger, der neues Mitglied der AB-BA wurde.
In der Presse wurde insbesondere die GK kritisiert, die es nicht geschafft habe, sich auf
einen Kandidaten zu einigen. Die NZZ verwies auf die im Rahmen der Diskussionen um
die Justizinitiative geborene Idee eines Fachbeirats, der die Gerichtskommission bei
der Auswahl neuer Richterinnen oder Richter unterstützen soll. 1

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 15.06.2022
MARC BÜHLMANN

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Suchtmittel

Der Nationalrat nahm sich in der Herbstsession 2021 zum zweiten Mal dem
Gesetzesentwurf zum Tabakproduktegesetz an und kam dem Ständerat dabei in
einzelnen Punkten entgegen, hielt an verschiedenen Stellen jedoch an seinen
vorgängigen Beschlüssen fest.
Bezüglich Mentholverbot liess sich die grosse Kammer nicht umstimmen: Sie hielt mit
96 zu 86 Stimmen weiterhin an einem entsprechenden Verbot fest. Auch die Differenz
zur Frage, wer über die verbotenen Zutaten bestimmen darf, blieb bestehen. Während
der Ständerat diesbezüglich einen Gesetzesanhang vorgesehen hatte, war der
Nationalrat mit 114 zu 72 Stimmen nach wie vor der Meinung, dass der Bundesrat die
Kompetenz zur Bestimmung der betroffenen Zutaten haben soll. Lorenz Hess (mitte,
BE) erklärte für die SGK-NR, dass die Verordnungslösung dem Umstand, dass laufend
neue Produkte und Stoffe entwickelt würden, besser gerecht werde als die
Gesetzeslösung. 
Hingegen bereinigte die grosse Kammer im Bereich der Werbung und der

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 16.09.2021
JOËLLE SCHNEUWLY
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Verkaufsförderung verschiedene Differenzen. So zeigte sie sich nun mit 99 zu 88
Stimmen (bei 2 Enthaltungen) bereit, den Kantonen das Recht zuzugestehen, strengere
Werbevorschriften zu erlassen, und lenkte trotz zwei Minderheitsanträgen ein, das
Verkaufsförderungsverbot nicht nur auf Tabakprodukte zum Rauchen, sondern auch auf
E-Zigaretten und «Gegenstände, die eine funktionale Einheit mit dem Tabakprodukt
bilden», zu beziehen. Flavia Wasserfallen (sp, BE) argumentierte, dass dieser Zusatz
durchaus Sinn mache, da elektronische Zigaretten im ganzen Gesetz gleich behandelt
werden sollen wie die anderen Tabakprodukte. Sie könnten zwar den Umstieg auf
weniger schädliche Produkte unterstützen, allerdings stellten sie auch populäre
Einstiegsprodukte dar, welche Nikotinabhängigkeit zur Folge hätten.
Stillschweigend hiess der Nationalrat zudem die ständerätlichen Beschlüsse gut, die
Produktinformationen in den Verpackungen auf einige Angaben zu kürzen und das
Tabakproduktegesetz als indirekten Gegenvorschlag zur Volksinitiative «Ja zum Schutz
der Kinder und Jugendlichen vor Tabakwerbung (Kinder und Jugendliche ohne
Tabakwerbung)» zu definieren. Des Weiteren lenkte der Nationalrat bezüglich einer
Differenz zum Bundesgesetzes zum Schutz vor Passivrauchen ein: Mit 108 zu 78
Stimmen (bei 2 Enthaltungen) sah er davon ab, dass das Verwenden von E-Zigaretten
und Tabakprodukten in bestimmten Bereichen von Restaurations- und Hotelbetrieben
zugelassen werden soll. In spezialisierten Verkaufsgeschäften soll dies allerdings gemäss
Nationalrat möglich sein, womit diese Differenz zum Ständerat bestehen blieb. 2

Sozialversicherungen

Krankenversicherung

Zu Beginn der Sommersession 2022 debattierte der Nationalrat über die
Kostenbremse-Initiative der Mitte-Partei und über den bundesrätlichen indirekten
Gegenvorschlag dazu. Philippe Nantermod (fdp, VS) und Thomas de Courten (svp, BL)
präsentierten dem Rat die beiden Vorlagen. Die Initiative wolle den Anstieg der Prämien
begrenzen und mit demjenigen der Durchschnittslöhne und der Volkswirtschaft in
Einklang bringen, erläuterte Nantermod. Geschehe dies nicht, müsse der Bundesrat
innerhalb von zwei Jahren verbindliche Massnahmen ergreifen. Die Initiative führe nun
aber entweder zu einem «tigre de papier» – einem Papiertiger – oder zur Einführung
eines Globalbudgets, also quasi eines Kostendachs. Beide Entwicklungen seien nicht
wünschenswert, betonte der Kommissionssprecher. Deshalb habe sich die die
Kommission mit 20 zu 4 Stimmen für eine Ablehnungsempfehlung zur Initiative
ausgesprochen und zahlreiche Änderungen am Gegenvorschlag vorgenommen. Man
lehne «le coeur du contre-projet du Conseil fédéral», die Aufnahme der Kostenziele,
ab.
Christian Lohr (mitte, TG) bewarb in der Folge die Initiative: Die Schere zwischen
Gesundheitskosten und Löhnen sei immer stärker aufgegangen, die Gesundheitskosten
gehörten zu den grössten Sorgen der Schweizerinnen und Schweizer. Immer mehr
Leute, aktuell rund 6 Prozent der Versicherten, könnten ihre Prämien nicht mehr
bezahlen und gerieten dadurch in finanzielle Schwierigkeiten. Die Initiative verlange
aber kein Globalbudget, wie immer wieder behauptet werde. Vielmehr sollten bei
einem zu starken Anstieg der Kosten alle Betroffenen «gemeinsam am Problem
arbeiten» und Lösungen suchen. 
Bevor sich der Rat mit der Initiative befasste, stimmte er über Eintreten auf den
Gegenvorschlag ab und führte dessen Detailberatung durch. Eine Minderheit Weichelt
(al, ZG), die von Céline Amaudruz (svp, GE) übernommen wurde, nachdem sie Weichelt
zurückziehen wollte, erachtete die Massnahmen der Massnahmenpakete Ia und Ib zur
Kostendämpfung im Gesundheitswesen als vorerst genügend und beantragte, nicht auf
den Gegenvorschlag einzutreten. Zudem fürchtete Amaudruz eine Rationierung der
Behandlungen, mehr Bürokratie und einen Konflikt der neuen Regelungen mit der
Tarifpartnerschaft. Mit 119 zu 43 Stimmen (bei 15 Enthaltungen) sprach sich der
Nationalrat für Eintreten aus. Neben der mehrheitlich gegen Eintreten stimmenden
SVP-Fraktion votierten auch drei Mitglieder der FDP.Liberalen-Fraktion und ein Mitglied
der Grünliberalen dagegen. Enthaltungen fanden sich überdies bei Mitgliedern der
Grünen und der SP.
Für die Detailberatung lagen zahlreiche Änderungsanträge der Kommissionsmehrheit
gegenüber dem bundesrätlichen Vorschlag vor. So wollte die Mehrheit der SGK-NR wie
von Philippe Nantermod angekündigt insbesondere auf die Kostenziele verzichten,
verlangte aber auch verschiedene zusätzliche Regelungen, etwa eine Evaluation der
Leistungen, die womöglich nicht wirksam oder zweckmässig sind, mehr Wettbewerb bei
den Laboratorien, die Beurteilung von Tarifverträgen innert einem Jahr sowie ein
Opting-Out für Ärzte – also die Möglichkeit, sich von Listen der Krankenversicherungen

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 31.05.2022
ANJA HEIDELBERGER
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streichen zu lassen. Zudem soll der Bundesrat sofort überhöhte Vergütungen im
Tarmed korrigieren. Eine Minderheit I Lorenz Hess (mitte, BE) versuchte, den
Kommissionsvorschlag näher an die Initiative zu bringen, indem er die Kostenziele des
Bundesrates im Gegenvorschlag belassen wollte. Neu sollten sie jedoch weniger
ausführlich geregelt und jeweils für vier Jahre und unter vorheriger Anhörung von
Versicherungen, Kantonen und Leistungserbringenden festgelegt werden. Bei
Nichteinhaltung der Kostenziele sollte zudem nicht der Bundesrat aktiv werden,
sondern eine neu zu schaffende «Eidgenössische Kommission für das Kosten- und
Qualitätsmonitoring in der OKP» soll Empfehlungen für Massnahmen erlassen. Eine
Minderheit II Wasserfallen (sp, BE) ergänzte den Vorschlag von Hess um eine Anhörung
der Versicherten in Ergänzung zu den Tarifpartnern. Diese Ergänzung hiess der Rat gut
und bevorzugte anschliessend das Konzept von Hess und Wasserfallen gegenüber dem
Vorschlag der Kommissionsmehrheit knapp mit 94 zu 91 Stimmen (bei einer Enthaltung).
Somit konnte die Mitte-Fraktion mit Unterstützung der SP und der Grünen das Konzept
der Kostenziele im Gegenvorschlag verteidigen.
Neben verschiedenen stillschweigend gutgeheissenen Änderungen der Kommission,
etwa bezüglich eines stärkeren Wettbewerbs zwischen den Laboratorien und der
Beurteilung der Tarifverträge innert eines Jahres, waren auch zwei Minderheitsanträge
erfolgreich. Eine Minderheit Prelicz-Huber (gp, ZH) wollte nicht nur überhöhte
Vergütungen im Tarmed, wie es die Kommissionsmehrheit verlangte, sondern auch
nicht sachgerechte und nicht betriebswirtschaftliche Vergütungen korrigieren lassen.
Dem stimmte der Nationalrat gegen eine Minderheit de Courten zu, der argumentierte,
dass die Überprüfung erst nach der Ersetzung von Tarmed durch Tardoc vorgenommen
werden solle. Der Nationalrat folgte weiter einer Minderheit Nantermod, welche sich
gegen das Opting-Out der Ärzte wehrte: Diese Massnahme weise kein Sparpotenzial auf
und könne in kleinen Gemeinden mit wenigen Ärzten gar die Nutzung von alternativen
Versicherungsmodellen verhindern, wurde argumentiert. 
In der Gesamtabstimmung nahm der Nationalrat den Gegenvorschlag mit 104 zu 74 (bei
5 Enthaltungen) an, wobei die befürwortenden Stimmen von der Mitte-, der SP-, der
Grünen- und einem Grossteil der GLP-Fraktion stammten. In der folgenden
Abstimmung zur Empfehlung auf Ablehnung der Initiative stand die Mitte-Fraktion
dann jedoch alleine da: Mit 156 zu 28 Stimmen sprach sich der Nationalrat für die Nein-
Parole aus, lediglich die Mitglieder der Mitte-Fraktion votierten für eine Ja-Parole.
Stillschweigend hiess die grosse Kammer in der Folge eine Fristverlängerung der
Initiative bis November 2023 gut. 3

1) AB VB, 2022, S. 1343 f.; Bericht GK vom 2.6.22; NZZ, 14.6.22
2) AB NR, 2021, S. 1635 ff.
3) AB NR, 2022, S. 816 ff.; AB NR, 2022, S. 849 ff.
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